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B7-0156/2010

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den schweren Naturkatastrophen in der 
Autonomen Region Madeira, in Frankreich und in Spanien

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union und Artikel 349 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Errichtung des Solidaritätsfonds der Europäischen Union 
(KOM(2005)0108) und auf die Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 18. Mai 
20061,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass es am 20. Februar 2010 auf Madeira zu heftigen Regenfällen in 
bislang ungekannten Ausmaßen kam (Schätzungen zufolge ging in nur fünf Stunden die 
durchschnittliche Menge an Regen von zweieinhalb Monaten nieder), die mit orkanartigen 
Winden und hohen Wellen einhergingen, wobei mindestens 42 Menschen den Tod fanden 
(32 Personen werden noch immer vermisst), 370 Menschen ihr Obdach verloren und 
70 Personen verletzt wurden,

B. in der Erwägung, dass der Orkan Xynthia am 27. und 28. Februar 2010 an der 
französischen Atlantikküste (in den Regionen Poitou-Charentes und Pays-de-la-Loire) den 
Tod von beinahe 60 Menschen verursacht hat, wobei nach wie vor zehn Personen vermisst werden 
und 2000 Menschen ihr Obdach verloren, und beispiellose Verwüstungen angerichtet hat,

C. in der Erwägung, dass diese Unwetter, vor allem der Orkan Xynthia, auch die 
Verbindungen zu verschiedenen spanischen Regionen unterbrochen haben, insbesondere 
den Kanarischen Inseln und der Region Andalusien, und schwere Schäden verursacht 
haben, deren Ausmaß noch nicht genau beziffert werden konnte,

D. in der Erwägung, dass diese Katastrophen menschliches Leid verursacht und den 
Angehörigen der Opfer und der betroffenen Bevölkerung nicht wiedergutzumachende 
psychische Schäden zugefügt haben,

E. in der Erwägung, dass diese Naturkatastrophen Zerstörung in großem Umfang mit sich 
gebracht haben, unter anderem auch erhebliche Schäden an der öffentlichen Infrastruktur, 
z. B. an Straßen, Autobahnen und Brücken, der Grundversorgung wie der 
Wasserversorgung, dem Elektrizitätsnetz, der Abwasserentsorgung und an 
Telekommunikationssystemen sowie an Wohngebäuden, Geschäften, Einrichtungen der 
Küstenwirtschaft, Industrieanlagen und Ackerland, sowie am natürlichen, kulturellen und 
religiösen Erbe,
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F. in der Erwägung, dass die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen dieser 
Katastrophen auch für die Erwerbstätigkeit der Bewohner dieser Regionen nicht folgenlos 
blieben und die Menschen daran hindern, ihren Alltag wie gewohnt fortzusetzen,

G. in der Erwägung, dass in den von den Katastrophen heimgesuchten Gebieten 
Aufräumarbeiten sowie Wiederaufbau- und Rehabilitationsmaßnahmen notwendig sind, 
um die Infrastruktur und Einrichtungen in den Bereichen Energie- und Wasserversorgung, 
Abwasserentsorgung, Telekommunikation sowie Straßen, Brücken und Wohngebäude und 
das Produktionspotential und die verlorenen Arbeitsplätze wiederherzustellen; sowie in 
der Erwägung, dass geeignete Maßnahmen getroffen werden müssen, um für die mit dem 
Verlust von Arbeitsplätzen und anderen Einnahmequellen einhergehenden sozialen 
Kosten einen Ausgleich zu finden,

1. bekundet sein tiefes Mitgefühl und seine Solidarität mit allen von diesen 
Naturkatastrophen betroffenen Gebieten, bedauert die erheblichen Schäden für Wirtschaft 
und Produktionsstrukturen und bekundet insbesondere den Familien der Opfer sein tiefes 
Mitgefühl;

2. spricht den Such- und Rettungsmannschaften seine Anerkennung aus, die ununterbrochen 
im Einsatz waren, um Menschen zu retten und den Schaden für die Menschen sowie die 
materiellen Schäden einzudämmen;

3. fordert die Kommission auf, umgehend alle erforderlichen Maßnahmen in die Wege zu 
leiten, sobald die betroffenen Regierungen ihre entsprechenden Anträge stellen, um den 
Solidaritätsfonds der Europäischen Union unverzüglich und in flexibler Weise zu 
mobilisieren und die größtmöglichen Beträge bereitzustellen, um den Opfern dieser 
Katastrophen zu helfen;

4. bekräftigt, dass gemäß der neuen EUSF-Verordnung, die auf der Grundlage des 
Vorschlags der Kommission KOM(2005)0108 erstellt wurde, Probleme im 
Zusammenhang mit Naturkatastrophen flexibler und effektiver gelöst werden müssen; 
kritisiert die Tatsache, dass der Rat dieses Dossier blockiert, obwohl das Parlament seine 
Stellungnahme im Mai 2006 mit überwältigender Mehrheit angenommen hat; fordert den 
spanischen Ratsvorsitz und die Kommission auf, ihrer Verantwortung vollständig gerecht 
zu werden und unverzüglich nach einer Lösung zu suchen, um die Überarbeitung dieser 
Verordnung wieder aufzunehmen, damit ein stärkeres und flexibleres Instrument 
geschaffen wird, das in der Lage ist, den neuen Herausforderungen im Zusammenhang 
mit dem Klimawandel wirksam zu begegnen;

5. fordert die Kommission auf, die spezifischen Gegebenheiten und die Fragilität der 
betroffenen Inselregionen und Regionen in äußerster Randlange zu berücksichtigen;

6. fordert die Kommission auf, sich zusätzlich zu der Mobilisierung des Solidaritätsfonds der 
Europäischen Union in den Gesprächen mit den zuständigen Behörden über die 
Überarbeitung der regionalen operationellen Programme INTERVIR+ (ERDF) und 
RUMOS (ESF) und ihre französischen Äquivalente sowie über den Teil von Madeira am 
thematischen operationellen Programm für territoriale Verbesserungen (Thematic 
Operational Programme for Territorial Enhancement), das mit Mitteln aus dem 
Kohäsionsfonds finanziert wird, offen und flexibel zu zeigen; fordert die Kommission auf, 
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mit dieser Überarbeitung schnellstmöglich fortzufahren und die Möglichkeit zu erörtern, 
im Jahr 2010 die Kofinanzierungsrate der Gemeinschaft für bestimmte Projekte im 
Rahmen der entsprechenden operationellen Programme gemäß den Regelungen 
Bestimmungen und Obergrenzen aufzustocken, die in der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 des Rates festgelegt wurden, die die allgemeinen Bestimmungen für den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den 
Kohäsionsfonds enthält, ohne dass sich dies auf die Mittel auswirkt, die für die 
betroffenen Ländern jährlich bereitgestellt werden;

7. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen der Mitgliedstaaten sowie der Regierung der Autonomen Region Madeira 
und den betroffenen französischen und spanischen regionalen Behörden zu übermitteln.


